Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3202 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. August 1968 

II/6 — 90001 — 5093/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Durchführung einer Statistik über die 
Personenbeförderung im Straßenverkehr 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 326. Sitzung am 14. Juni 1968 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

In § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d ist der Halbsatz „bei Straßen- 
bahnen getrennt nach Trieb- und Beiwagen,'' sowie das Wort 
„außerdem" zu streichen. 

Begründung 

Die Aufgliederung nach Trieb- und Beiwagen besitzt ange- 
sichts des unterschiedlichen Fassungsvermögens und der diffe- 
renzierten Anzahl der jeweiligen Beiwagen keinen Aussage- 
wert. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen. 

Die Bundesregierung hat den Änderungsvorschlägen des Bun- 
desrates zugestimmt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Familie und Jugend 

Heck 


Druck; Bonner Universitäts-BucJidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
PostfacJi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Durchführung einer Statistik über die 
Personenbeförderung im Straßenverkehr 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Uber die dem Personenbeförderungsgesetz 
vom 21. Marz 1961 (Bundesgesetzbl. I S, 241), geän- 
dert durch das Gesetz zur Änderung des Personen- 
beförderungsgesetzes vom 24. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 906), unterliegende Beförderung von 
Personen mit Straßenbahnen, mit Oberleitungs- 
omnibussen (Obussen) und mit Kraftfahrzeugen 
durch Unternehmen mit Betriebssitz im Inland wird 
eine Bundesstatistik durchgeführt. Sie umfaßt: 

1. die Unternehmensstatistik, 

2. die Verkehrsstatistik. 

(2) Von der Statistik wird die Beförderung mit 
Kraftdroschken nicht erfaßt; die Beförderung mit 
anderen Personenkraftwagen des Gelegenheitsver- 
kehrs nur dann, wenn diese mit 8 Fahrgastplätzen 
ausgestattet und bei Unternehmern des Kraftomni- 
busverkehrs eingesetzt sind. 

§ 2 

Unternehmensstatistik 


j b) Obusse sowie der 

I c) Kraftfahrzeuge im Linien- und Gele- 

I genheitsverkehr, getrennt nach ver- 

] fügbaren eigenen und angemieteten 

j Fahrzeugen. 

5. Anzahl und Länge der betriebenen Linien 
im Verkehr mit 

a) Straßenbahnen, 

b) Obussen sowie mit 

j c) Kraftfahrzeugen nach Verkehrsart und 

1 -form. 

1 

' 6. Strecken- und Gleislänge im Straßenbahn- 

verkehr. 

1 

(2) Im Linienverkehr nach § 43 Nr. 1 des Perso- 
I nenbeförderungsgesetzes, den ein Unternehmen zur 
j Beförderung seiner Arbeitnehmer mit eigenen Kraft- 
fahrzeugen und unentgeltlich für die beförderten 
Personen durchführt, werden nur die Merkmale nach 
Absatz 1 Nr. 1, Nr. 4 Buchstabe c und Nr. 5 Budi- 
I stabe c, und zwar nur jedes dritte Jahr erfaßt. 


§ 3 

V erkehrsstatistik 


(1) Die Unternehmensstatistik erfaßt jährlich: 

1. Tätigkeit des Unternehmens. 

2. a) Die Umsätze aus der Personenbeförde- 

rung, I 

b) bei überwiegender Tätigkeit in der 
Personenbeförderung auch die Umsätze ' 
des gesamten Unternehmens. ' 

3. a) Die Anzahl der im Personenverkehr i 

tätigen Personen, getrennt nach Fah- j 
rern, Schaffnern und sonstigen im 
Fahrdienst tätigen Personen sowie 
nach Personen im Verwaltungs- und 
Werkstattdienst, 

b) bei überwiegender Tätigkeit in der i 
Personenbeförderung auch die Anzahl 
der im gesamten Unternehmen tätigen 
Personen, getrennt nach Selbständigen, 
mithelfenden Familienangehörigen, Be- 
amten, Angestellten und Arbeitern. 

4. Anzahl, Art und Fassungsvermögen der 

a) Straßenbahntriebwagen und -beiwa- 
gen, 


(1) Die Verkehrsstatistik erfaßt monatlich: 

1. Im Verkehr mit Straßenbahnen und Obus- 
sen sowie im Linienverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen nach § 42 des Personenbeförde- 
rungsgesetzes 

a) Anzahl der beförderten Personen nach 
der Art der Fahrausweise, 

b) Personen-Kilometer, 

c) Höhe der Einnahmen nach der Art der 
Fahrausweise, 

d) Wagen-Kilometer getrennt nach Be- 
triebszweigen, bei Straßenbahnen ge- 
trennt nach Trieb- und Beiwagen, bei 
Kraftfahrzeugen außerdem getrennt 
nach verfügbaren eigenen und ange- 
mieteten Fahrzeugen. 

2. Im Linienverkehr nach § 43 des Perso- 
nenbeförderungsgesetzes sowie im Gele- 
genheitsverkehr jeweils getrennt nach 
Verkehrsformen, 

a) Anzahl der beförderten Personen, 

b) Personen-Kilometer, 
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c) Höhe der Einnahmen, 

d) Wagen-Kilüineler. 

(2) Im Linienverkehr nach § 43 Nr. 1 des Per- 
sonenbeförderungsgesetzes, den ein Unternehmen 
zur Beförderung seiner Arbeitnehmer mit eigenen 
Kraftfahrzeugen und unentgeltlich für die beförder- 
ten Personen durchführt, werden nur die Merkmale 
nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a, und zwar nur 
für jedes dritte Jahr erfaßt. 

§ 4 

Auskunftspflicht 

Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke sind die Inhaber und 
die verantwortlichen Leiter der Unternehmen mit 
Betriebssitz im Inland, die genehmigungspflichtigen 
Verkehr nach dem Personenbeförderungsgesetz be- 
treiben. 


§ 5 

Ausnahme von der Geheimhaltung 

Die Zuleitung einer Abschrift des ausgefüllten 
Erhebungsvordrucks an die zuständige oberste Lan- 
desbehörde oder an die von ihr bestimmten Stellen 
(§ 12 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
deszwecke) ist zugelassen. 

§ 6 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1969 in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeine Begründung 

Die Verordnung zur Durchführung einer Statistik 
der Beförderung von Personen zu Lande vom 
30. Dezember 1965 (Bundesanzeiger Nr. 246), deren 
Vorläufer die gleichlautenden Verordnungen vom 
7. August 1957 (Bundesanzeiger Nr. 153), vom 
12. Juli 1960 (Bundesanzeiger Nr. 135) und vom 
25. Januar 1963 (Bundesanzeiger Nr. 21) waren, tritt 
am 31. Dezember 1968 außer Kraft. Auf die Weiter- 
führung der Statistik kann jedoch nicht verzichtet 
werden. 

Die statistischen Ergebnisse sind die Grundlage für 
eine Vielzahl von Maßnahmen im Bereich der Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Verkehrswirtschaft. 
Sie sind daher für Bund, Länder und Gemeinden 
ebenso wie für die Verkehrsträger und Verkehrs- 
unternehmen von großer Bedeutung. Insbesondere 
lassen sich optimale Entscheidungen zur Verbesse- 
rung der Verkehrsbedienung in der Fläche und in 
Ballungsgebieten nur treffen, wenn ausreichendes 
statistisches Material über die Struktur und Ent- 
wicklung des Verkehrs sowie der einzelnen Ver- | 
kehrsarten und -zweige vorhanden ist. Die Unter- 1 
lagen werden ferner auch für internationale Ver- | 
gleiche im Rahmen der Statistiken der Europäischen 
Wirtschaftskommission (ECE) und für das verkehrs- 
statistische Programm der EWG benötigt. Die Sta- 
tistik wird gegenüber der Verordnung vom 30. De- 
zember 1965 um eine Unternehmensstatistik erwei- 
tert; sie folgt damit der bereits in der Verordnung ' 
über eine Eisenbahnstatistik vom 8. August 1965 
(BGBl. I S. 749) und in dem Gesetz über die Luft- 
fahrtstatistik vom 30. Oktober 1967 (BGBl. I S. 1053) 
getroffenen Regelung. 

Als Rechtsgrundlage der Statistik ist ein Gesetz er- 
forderlich. Nach § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. Sep- i 
tember 1953 (BGBl. I S. 1314) sind Bundesstatistiken 
grundsätzlich durch Gesetz anzuordnen. Die Voraus- 
setzungen von § 6 Abs. 2 StatGes, unter denen die 
statistischen Erhebungen aufgrund einer Rechtsver- 
ordnung durchgeführt werden können, sind nicht 
gegeben. 

Die Aufgaben nach § 2 Nr. 1 StatGes sind bisher 
vom Kraftfahrt-Bundesamt im Einvernehmen mit 
dem Statistischen Bundesamt wahrgenommen wor- 
den. Die Statistik soll nunmehr beim Statistischen 
Bundesamt liegen. Die Zuständigkeit des Statisti- 
schen Bundesamtes ergibt sich aus § 2 Nr. 1 StatGes. 
Eine Kostenerhöhung tritt durch die Verlagerung 
nicht ein. 

Der Haushalts aus schuß des Deutschen Bundestages 
hat in der Sitzung am 6. März 1968 zwar die Auf- 
fassung geäußert, daß die Erstellung der Straßen- 
verkehrsstatistiken des Bundes beim Kraftfahrt- 
Bundesamt verbleiben soll. Eine Verlagerung der 


Statistiken würde das Bestreben, im Flensburger 
Raum Arbeitsplätze zu schaffen, vereiteln. Bei der 
Statistik über die Personenbeförderung im Straßen- 
verkehr trifft eine solche Befürchtung jedoch nicht 
zu, da die Erhebungen z. Z. von 8 Statistischen 
Landesämtern und 3 obersten Landesverkehrsbehör- 
den aufbereitet werden und im Kraftfahrt-Bundes- 
amt für die Zusammenstellung der Statistik lediglich 
eine halbe Arbeitskraft benötigt wird. 

Im übrigen besteht mit dem Bundesminister des 
Innern Übereinstimmung, daß durch die Abgabe 
der Statistik an das Statistische Bundesamt kein 
Präjudiz für die Verlagerung weiterer Straßenver- 
kehrsstatistiken geschaffen wird. 

Die voraussichtlichen jährlichen Kosten für die Sta- 
tistik betragen insgesamt 239 500 DM und setzen 
sich wie folgt zusammen: 


Monatliche Erhebung 
Verkehrsstatistik 


in den Ländern . . . 

172 500 

25 500 

198 000 

im Bund 

14 900 

3 300 

18 200 

Jährliche Erhebung 
Unternehmens- 
statistik 




in den Ländern . . . 

18 800 

2 700 

21 500 

im Bund 

1 400 

400 

1 800 

insgesamt 




in den Ländern . . . 

191 300 

28 200 

219 500 

im Bund 

16 300 

3 700 

20 000 


11. Besondere Begründung 

Zu § 1 

Die Statistik bezieht sich sowohl auf den inner- 
deutschen als auch auf den grenzüberschreitenden 
Verkehr. Der Verkehr durch Unternehmen mit Be- 
triebssitz im Ausland wird allerdings nicht erfaßt. 
Der grenzüberschreitende Verkehr dieser Unterneh- 
men wird durch die Grenzzollstellen gezählt. Der 
Kraftdroschkenverkehr ist zur Vermeidung einer 
unnötigen Belastung von Kleinstunternehmen aus- 
geklammert, weil Angaben über die Zahl der geneh- 
migten Kraftdroschken und das Fassungsvermögen 
der Fahrzeuge bei den Genehmigungsbehörden vor- 
handen sind. "Das gleiche gilt für die anderen in 
Absatz 2 genannten Personenkraftwagen des Gele- 
genheitsverkehrs. 
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Zu § 2 

Der Katalog der jährlich zu erfassenden Merkmale 
ist gegenüber der Verordnung vom 30. Dezember 
1965 um die Tätigkeit des Unternehmens, die Unter- 
nehmer und Beschäftigten sowie die Umsätze erwei- 
tert worden. Derartige jährliche Unternehmensdaten 
stehen seit längerem für andere Wirtschaftsbereiche 
(z. B. für Industrie, Handwerk, sowie in gewissem 
Sinne auch für Handel und Gastgewerbe) zur Ver- | 
IQgung, sie fehlen aber noch zum Teil für den Ver- 
kehrsbereich. Dies ist ein wesentlicher Mangel, denn | 
auch die für die Verkehrspolitik zuständigen Stellen 
des Bundes und der Länder können auf eine bessere 
Kenntnis der Struktur der Verkehrsunternehmen 
auf die Dauer nicht verzichten. Außerdem werden 
diese Angaben im Rahmen der allgemeinen Wirt- 
schafts- und Konjunkturbeobachtung und für die i 
Aufstellung volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun- 
gen benötigt. Der Einbau von Unternehmensdaten 
in die laufenden Verkehrsstatistiken hat darüber 
hinaus zum Ziel, auf längere Sicht künftig Struk- j 
turerhebungen im Verkehrsbereich im Sinne des i 
1962 durchgeführten Verkehrszensus entbehrlich zu 
machen. 

Im deutschen System der Strukturstatistiken in der ' 
Wirtschaft ist es üblich, gemischte Unternehmen ' 
jeweils geschlossen einem einzigen Wirtschaftsbe- 
reich nach dem Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen | 
Tätigkeit zuzuordnen. Die Zielsetzungen erfordern | 
es einerseits, ein vollständiges Bild über die haupt- j 
und nebengewerbliche Unternehmensstruktur im j 
Personenverkehr auf Straßen zu erhalten, anderer- 
seits aber auch die Möglichkeit zu schaffen, die 
hauptgewerblichen Straßenverkehrsunternehmen in 
das allgemeine System der Statistiken über die 
Wirtschaftsstruktur einzugliedern. Aus diesem 
Grunde ist es erforderlich, von den Unternehmen, 
deren wirtschaftlicher Schwerpunkt in der Personen- 
beförderung im Straßenverkehr liegt, neben den in 
der Personenbeförderung mit Straßenverkehrsmit- 
teln tätigen Personen — unterteilt nach ihren Funk- 
tionen ' — und den aus diesen Tätigkeiten resultie- 
renden Umsätzen auch die Gesamtzahl der tätigen 
Personen in der Gliederung nach der Stellung im 
Beruf und den Gesamtumsatz des Unternehmens zu 
erfassen. Bei Unternehmen, die nebengewerblich 
Personenbeförderung im Straßenverkehr betreiben, 
ihren wirtschaftlichen Schwerpunkt also in anderen 
Verkehrstätigkeiten oder außerhalb der Verkehrs- 
wirtschaft haben, genügt im 'Rahmen dieser Stati- 
stik die Erfassung der Beschäftigten, die für Zwecke 
der Personenbeförderung tätig sind, sowie der 
Umsätze aus der Personenbeförderungstätigkeit. Um 
alle Unternehmen, die dem PBefG unterliegende 
Beförderungen durchführen, eindeutig einer dieser 
beiden Gruppen zuordnen zu können, sind Angaben 
über die Tätigkeit der Unternehmen notwendig. Die 
weiteren in § 2 erfaßten Angaben beziehen sich auf 
die vorhandenen Verkehrsmittel und Verkehrsver- 
bindungen und runden damit das Bild über die 
Struktur der Verkehrsunternehmen ab. Mit der 
Aufteilung der Kraftfahrzeuge nach verfügbaren 
eigenen (= eigene abzüglich vermietete Fahrzeuge) 
und angemieteten Fahrzeugen wird gegenüber der 
bisherigen Erfassung, bei der die Kraftfahrzeuge in 


der Gliederung nach eigenen (einschließlich vermie- 
tete), vermieteten und angemieteten Fahrzeugen 
erfaßt werden, eine Vereinfachung erreicht. Diese 
Aufteilung ist notwendig, um eine Vorstellung dar- 
über zu gewinnen, in welchem Maße fremde Fahr- 
zeuge im Personenverkehrsbetrieb der Auskunfts- 
pflichtigen eingesetzt werden. Die Summe der ver- 
fügbaren eigenen und der angemieteten Fahrzeuge 
entspricht dem Bestand an verfügbaren Fahrzeugen, 
der als Bezugsgröße für die Verkehrsleistungen und 
die Einnahmen zugrunde gelegt werden soll. 

Absatz 2 sieht eine Erleichterung für die Unterneh- 
men vor, die ihre Arbeitnehmer im Rahmen von 
§ 43 Nr. 1 PBefG mit eigenen Kraftfahrzeugen und 
unentgeltlich für die beförderten Personen beför- 
dern. 

Zu § 3 

§ 3 schreibt die monatliche Erfassung der Verkehrs- 
leistungen und Einnahmen vor. Eine Aufschlüsse- 
lung dieser Angaben nach Betriebszweigen, d. h. 
nach Verkehr mit Straßenbahnen, mit Obussen so- 
wie mit Kraftfahrzeugen im allgemeinen Linienver- 
kehr, wäre zwar wünschenswert, ist jedoch nicht 
mehr möglich. Die zunehmende Automatisierung 
des Fahrkartenverkaufs, die wahlweise Anerken- 
nung der Fahrausweise auf den verschiedenen Ver- 
kehrsmitteln eines Unternehmens sowie die fort- 
schreitende Entwicklung beim Verbund von Beför- 
derungsentgelten zwischen mehreren Verkehrs- 
unternehmern haben dazu geführt, daß die Ver- 
kehrsbetriebe zuverlässige Angaben über Verkehrs- 
leistungen und Einnahmen nur für das Gesamt- 
unternehmen liefern können. 

Die Wagen-Kilometer sollen weiterhin getrennt 
nach Betriebszweigen ermittelt werden. 

Absatz 2 soll bei den Unternehmen, die ihre Arbeit- 
nehmer im Rahmen von § 43 Nr. 1 PBefG mit eige- 
nen Kraftfahrzeugen und unentgeltlich für die be- 
förderten Personen befördern, wie die Vorschrift 
in § 2 Abs. 2, die statistische Erfassung auf ein Min- 
destmaß beschränken. 

Zu § 4 

Die Auskunftspflicht ist den Unternehmen aufer- 
legt worden, da bei ihnen das Rechnungswerk ge- 
führt wird, aus dem die gestellten Fragen beant- 
wortet werden können. 

Zu § 5 

Die Landesbehörden sind in Ausübung ihrer Auf- 
sichtspflicht nicht nur an zusammenfassenden Über- 
sichten, sondern auch an der Einzelmeldung inter- 
essiert. 

Zu § 6 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 7 

Der Zeitpunkt für das Inkrafttreten des Gesetzes ist 
durch den Zeitpunkt bedingt, in dem die Verord- 
nung vom 30. Dezember 1965 außer Kraft tritt. 
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